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Teil A 
Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Fahrrad/E-Bike Vollkaskoversicherung TOP-VIT PlusN

- Stand 01.05.2021 -

I. Versicherte Sachen
1. Allgemein Versichert ist das bzw. sind die im Versicherungsschein bezeichneten Fahrräder mit oder ohne Hilfsmotor 

(elektrounterstütztes Fahrrad bzw. E-Bike/Pedelec) sowie für deren fest mit dem Fahrrad verbundenen 
und zur Funktion des Fahrrades dienende Teile. Als Pedelec beziehungsweise E-Bike werden Fahrräder 
mit elektrischer Tretunterstützung bis maximal 25 km/h ohne Versicherungs- oder Führerscheinpflicht 
bezeichnet. Bei Pedelecs unterstützt der Antrieb beim Treten, bei E-Bikes ersetzt er die Muskelkraft.  
Beide Begriffe werden im Rahmen dieser Bedingungen als E-Bike zusammengefasst. 

2. Versicherte Person Versicherte Person im Sinne dieser Bedingungen ist die auf dem Versicherungsschein aufgeführte 
Person, die für das jeweilige Fahrrad/E-Bike den Versicherungsschutz erworben hat. Voraussetzung 
für den Versicherungsschutz ist, dass die versicherte Person ihren Wohnsitz in Deutschland hat.

3. Versichertes Risiko Versichert sind die in dem Versicherungsschein und seinen Nachträgen ausgewiesenen, ausschließ-
lich privat genutzten Fahrräder/E-Bikes, deren Händlerverkaufspreis einschließlich der Teile insgesamt 
10.000,00 € nicht übersteigt und die bei Antragstellung nicht älter als fünf Jahre ab Kauf vom Händler 
sind. 
Als Kaufpreis im Sinne dieser Versicherungsbedingungen gilt immer der zum Zeitpunkt des Kaufs des 
Fahrrades oder E-Bike marktübliche, unsubventionierte Kaufpreis, auch wenn tatsächlich ein geringe-
rer, subventionierter Kaufpreis gezahlt wurde.
a) Der Nachweis hat durch die Original-Händlerrechnung, mit Angabe der Rahmennummer sowie der 
vollständigen Käuferadresse zu erfolgen.
b) Auf die Angabe der Rahmennummer auf der Fahrradrechnung kann verzichtet werden, wenn das 
versicherte Fahrrad über einen Onlineshop gekauft wurde.
c) Ausgeschlossen sind Räder, die von Privatpersonen ohne die vorbezeichneten Unterlagen und ohne 
den Privatkaufvertrag erworben wurden.

4. Nicht versicherte Sachen Nicht versichert sind:
a) Fahrräder, für die eine Versicherungs- oder Führerscheinpflicht besteht
b) Velomobile / vollverkleidete Fahrräder
c) Dirt-Bikes
d) Eigenbauten
e) Umbauten (Fahrräder, bei denen die nachträglich angebrachten oder ausgetauschten Fahrradteile 
20 % des ursprünglichen Händlerverkaufspreises übersteigen)
f) Fahrräder, für die kein Original-Händlerkaufbeleg vorliegt

II. Versichertes Fahrradzubehör und -gepäck
Versichert ist nachfolgend aufgeführtes, lose mit dem Fahrrad verbundenes Fahrradzubehör und Fahr-
radgepäck:
Anhänger, Beleuchtung, Fahrradkompass, Fahrradkorb, Fahrradschloss, Fahrradtasche, Fahrrad-
wimpel, Helm, Hygieneartikel, Isomatte, Kartenhalter, Kartenmaterial, Kilometerzähler, Kindersitz, 
Kleidung, Klingel, Kochgeschirr, Luftmatratze, Luftpumpe, Reflektor, Regenschutzplane, Sattelkissen, 
Schlafsack, Schleppstange, Schloss, Spiegel, Steckschutzblech, Tachometer (keine Multifunktionsge-
räte), Trinkflasche, Werkzeug/Flickzeug, Werkzeugtasche, Zelt.

III. Versicherte Gefahren und Schäden
1. Allgemein Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch nachfolgend beschriebene 

Gefahren und Schäden beschädigt oder zerstört werden oder infolgedessen abhandenkommen.

2. Unfall Als Unfall gilt ein unmittelbar von außen plötzlich mit mechanischer Gewalt auf das Fahrrad oder           
E-Bike einwirkendes Ereignis. Versicherungsschutz besteht auch für Fahrräder und E-Bikes, die mit ei-
nem Kraftahrzeug, Wasserfahrzeug oder öffentlichen Verkehrsmittel befördert werden und durch einen 
Unfall des Transportmittels zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhandenkommen. 
a) Fall- oder Sturzschäden 
Versichert ist das Umfallen des Fahrrads oder E-Bikes sowie der Sturz mit dem Fahrrad oder E-Bike – 
auch ohne äußere Einwirkung. 
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b) Vandalismus
Vandalismus liegt vor, wenn ein Täter versicherte Sachen vorsätzlich beschädigt oder zerstört (Sach-
beschädigung). 
c) Brand und Explosion 
d) Sturm, Hagel, Überschwemmung, Lawinen, Erdrutsch 
e) Bedienungsfehler und unsachgemäße Handhabung 

3. Material, Produktions- und Kon-
struktionsfehler 

Versicherungsschutz gilt nach Ablauf der zweijährigen Verjährungsfrist für die Ansprüche aus Sach-
mängelhaftung.

4. Diebstahl Für das Abhandenkommen des versicherten Fahrrads durch die folgenden Gefahren wird Versiche-
rungsschutz gewährt:
a) Fahrräder, Fahrradanhänger und E-Bikes sind nur versichert, sofern sie in verkehrsüblicher Weise 
durch ein Schloss oder mindestens in gleichwertiger Weise gesichert wurden (z. B. wenn Fahrräder an 
einem Fahrradträger mit abschließbarem Rahmenhalter befestigt sind oder sich in einem verschlosse-
nen Innen- oder Kofferraum eines Kraftfahrzeuges befinden). 
Lose mit den genannten Gegenständen verbundene und regelmäßig deren Gebrauch dienende Sa-
chen werden nur ersetzt, wenn sie zusammen mit den genannten Gegenständen entwendet worden 
sind. 
b) Einbruchdiebstahl, sofern 
aa) das versicherte Fahrrad/E-Bike in einem geschlossenen Bereich verwahrt wurde,
bb) sich das versicherte Fahrrad/E-Bike in einem verschlossenen Haus, verschlossenen Wohnung, 
Keller oder einem verschlossenen Raum eines Gebäudes befand.
c) Raub und Plünderung sind in folgenden Fällen gegeben
aa) Anwendung von Gewalt. Der Räuber wendet gegen die versicherte Person Gewalt an, um deren 
Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. Gewalt liegt nicht vor, wenn 
versicherte Sachen ohne Überwindung eines bewussten Widerstandes entwendet werden (einfacher 
Diebstahl / Trickdiebstahl). 
bb) Androhung einer Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben. Die versicherte Person gibt Sachen 
heraus oder lässt sie sich wegnehmen, weil der Räuber eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben 
androht. 
cc) Wegnahme nach Verlust der Widerstandskraft. Der versicherten Person wird das versicherte 
Fahrrad/ E-Bike weggenommen, weil ihre Widerstandskraft ausgeschaltet war. Der Verlust der Wider-
standskraft muss seine Ursache in einer Beeinträchtigung des körperlichen Zustands der versicherten 
Person haben. Diese Beeinträchtigung muss unmittelbar vor der Wegnahme bestanden haben und 
durch einen Unfall oder eine sonstige nicht verschuldete Ursache wie z. B. eine Ohnmacht oder ein 
Herzinfarkt entstanden sein. 
dd) Plünderung ist das gewaltsame, widerrechtliche Aneignen von Sachen verbunden mit einer mögli-
chen sinnlosen Zerstörung und Beschädigung.

5. Elektronikschäden Elektronikschäden sind Beschädigungen an Akku, Motor und Steuerungsgeräten durch Kurzschluss, 
Induktion und Überspannung.

6. Feuchtigkeitsschäden Versicherungsschutz besteht für Feuchtigkeitsschäden an Akku, Motor und Steuerungsgeräten.

7. Verschleiß der Akkus Versichert ist ein übermäßig starker Leistungsabfall der Ladekapazität des im versicherten E-Bike fest 
verbauten Akkus. Maßgebend ist dabei der State of Health* des Akkus, definiert als Verhältnis der 
ursprünglichen Ladekapazität des verbauten Akkus gem. Herstellerangaben (100%) mit der effektiven 
Ladekapazität zum Zeitpunkt eines allfälligen Schadeneintrittes. Als übermäßige Leistungsabfall im 
Sinne dieser Bedingungen gilt ein State of Health von weniger als 50% der ursprünglichen Ladekapa-
zität vor Ablauf des dritten Betriebsjahres ab Zeitpunkt der Inbetriebnahme des versicherten E-Bikes. 
*„State of Health“ bezeichnet als Kennwert einer Batterie den Alterszustand im Vergleich zu dessen Nenn- beziehungsweise Neuwert 
und wird in Prozent angegeben.

8. Verschleiß Verschleiß ist die Abnutzung der technischen Teile am versicherten Fahrrad, die der Sicherstellung der 
Fahrtüchtigkeit bzw. Sicherheit dienen, inklusive der Reifen und Bremsbelägen. Versicherungsschutz 
besteht nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn, bis zu einem maximalen Fahrradal-
ter von 3 Jahren und gilt ausschließlich bei mehrmonatigen und Jahresverträgen. 
Der Verschleiß ist zudem nur dann versichert, wenn die versicherten technischen Teile vor Erreichen 
der üblichen technischen Lebensdauer ihre Eigenschaft zur Sicherstellung der Fahrtüchtigkeit des ver-
sicherten Fahrrads verlieren.

9. Subsidiarität Soweit der Versicherungsnehmer eine Entschädigung aus einer anderen Sachversicherung (z.B. aus 
einer anderen Fahrradversicherung oder aus einer Hausratversicherung) beanspruchen kann, ist diese 
andere Sachversicherung in Anspruch zu nehmen und es besteht kein Versicherungsschutz aus der 
vorliegenden Versicherung (Subsidiarität).

10. Ausschlüsse Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht für
a) Schäden, die der Versicherte oder sein Repräsentant vorsätzlich herbeigeführt hat
b) Schäden aus Ereignissen, welche bereits bei Versicherungsbeginn eingetreten waren 
c) Schäden, die entstehen
aa) bei der Teilnahme an Sportveranstaltungen oder Wettkämpfen, sei es im Privat-, Amateur-, oder 
Profibereich, einschließlich den zugehörigen Übungs- und Trainingsfahrten
bb) bei Fahrten zur Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit (auch Downhill-Fahrten)
d) Schäden, die nicht die Gebrauchs- oder Funktionsfähigkeit der versicherten Sache beeinträchtigen 
(z. B. Kratzer, Schrammen, Lack- oder ähnliche Schönheitsschäden)
e) Schäden durch Rost oder Oxidation 
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f) Schäden durch Be- oder Verarbeitung oder Reparatur
g) Schäden am Akku durch nicht sachgemäße Aufladung
h) Schäden infolge von Manipulationen des Antriebssystems (z.B. Tuning) oder durch nicht fachgerech-
te Ein- oder Umbauten sowie Reinigung oder ungewöhnliche insbesondere nicht den Herstellervorga-
ben entsprechende Verwendung des Fahrrads oder E-Bikes
i) Schäden, für die ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder aus Repa-
raturauftrag gesetzlich oder vertraglich haftet (z. B. Gewährleistungs- und Garantieansprüche) 
j) Schäden infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel
k) Schäden, soweit die versicherte Person dafür von einem Dritten Entschädigung aufgrund von Garan-
tie oder Gewährleistungsbestimmungen beanspruchen kann. Sonstige Ersatzansprüche gegen Dritte 
gehen entsprechend der gesetzlichen Regelung bis zur Höhe der geleisteten Zahlungen auf den Versi-
cherungsnehmer über, soweit der versicherten Person dadurch kein Nachteil entsteht 
l) Aufwendungen für Wartungsarbeiten oder Inspektionen.
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegen-
stehen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäi-
sche oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

IV. Leistungsumfang
1. Entschädigung Die Entschädigung ist je Versicherungsfall insgesamt auf den Wiederbeschaffungswert von Sachen 

gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand maximal auf die vereinbarte Versicherungssumme be-
grenzt. 
Bei einer Beschädigung oder Zerstörung des versicherten Fahrrades oder E-Bike leistet das vom Ver-
sicherungsnehmer beauftragte Unternehmen im Falle 
a) eines Teilschadens die Kosten für die vorzunehmenden Reparaturarbeiten bis zur Höhe des Kauf-
preises des versicherten Fahrrades oder E-Bikes im Zeitpunkt des Schadenfalles 
b) eines Totalschadens oder bei Abhandenkommen durch eine versicherte Gefahr die Kosten, für ein 
gleichwertiges neuwertiges Fahrrad oder E-Bike gleicher Art und Güte. 
Ist das betroffene Fahrrad oder E-Bike nicht mehr erhältlich, wird stattdessen ein Fahrrad oder E-Bike 
jeden anderen Typs/Modells mit vergleichbaren technischen Merkmalen im Rahmen des Kaufpreises 
des versicherten Fahrrades oder E-Bike zum Zeitpunkt des Schadenfalls entschädigt. 

2. Entschädigungsbegrenzung Für Zubehörteile nach II. gilt eine Höchstentschädigungsgrenze von maximal bis 300,00 €, die Maxi-
malerstattung pro Versicherungsfall beträgt 1.000,00 €, jedoch maximal bis zur Versicherungssumme.

V. Versicherungssumme
Die Versicherungssumme ist der unsubventionierte Kaufpreis (inkl. MwSt.) des im Versicherungs-
scheins eingetragenen Fahrrades oder E-Bikes. Stellt der Versicherer bei der Beleg- bzw. Fahrradprü-
fung, z. B. bei einem Schadenfall, fest, dass das versicherte Fahrrad oder E-Bike aufgrund falscher An-
gaben bei Vertragsabschluss zu einer falschen Versicherungssumme angemeldet wurde, erfolgt eine 
rückwirkende korrekte Einstufung. Die Prämien werden in diesem Fall rückwirkend ab Vertragsbeginn 
angepasst. § 75 VVG findet keine Anwendung. 
Wird nach der Prüfung festgestellt, dass das Fahrrad oder E-Bike nicht über die GVO Vollkaskoversi-
cherung Fahrrad/E-Bike versicherbar ist, wird der Vertrag rückwirkend aufgehoben. Bis dahin gezahlte 
Prämien werden rückerstattet.

VI. Geltungsbereich
Der Versicherungsschutz besteht weltweit. Leistungen aus diesem Versicherungsvertrag werden in 
Deutschland erbracht.

VII. Obliegenheiten
1. Aufbewahrungspflicht Der Versicherte hat Unterlagen über den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der versicher-

ten Fahrräder und E-Bikes zu beschaffen und aufzubewahren. Anderenfalls kann der Versicherte die 
Entschädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale anderweitig nachweisen kann.

2. Nachweispflicht Zusätzlich zu den in den folgenden genannten Obliegenheiten hat der Versicherte bei Reparaturkosten, 
die voraussichtlich 500,00 € übersteigen, uns vor Reparaturausführung einen Kostenvoranschlag zur 
Genehmigung vorzulegen. Für Elektronikschäden ist ergänzend ein Nachweis zur Schadenursache zu 
erbringen. 

3. Polizeiliche Meldung Der Versicherte hat bei Schäden durch strafbare Handlungen (z.B. mutwillige Beschädigung, Diebstahl 
oder Unfallflucht) diese 24 Stunden nach Feststellung des Ereignisses bei der zuständigen Polizei-
dienststelle unverzüglich anzuzeigen. Sofern in Zusammenhang mit einem Schaden eine polizeiliche 
Aufnahme erfolgt ist, ist der Versicherer darüber zu informieren. Wenn keine polizeiliche Aufnahme 
erfolgt ist, aber weitere Personen beteiligt sind, sind diese dem Versicherer zu benennen. Eine Kopie 
der polizeilichen Meldung ist innerhalb von 14 Tagen dem Versicherungsnehmer oder dem Beauftrag-
ten zu übersenden.

4. Anzeigepflicht Der Versicherte hat sich zu bemühen, jeden Schaden so gering wie möglich zu halten. Bei und nach 
Eintritt des Versicherungsfalls dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis 
erlangt hat, unverzüglich, spätestens 14 Tage nach Bekanntwerden – ggf. auch mündlich oder telefo-
nisch – anzuzeigen und soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf Verlangen 
in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfangs der Leis-
tungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des 
Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten.
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5. Rechtsfolgen Verletzt die versicherte Person eine der genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. Außer im Fall einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der 
Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit die versicherte Person nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich war. Verletzt die versicherte Person 
eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der 
Versicherer nur dann vollständig oder teilweiseleistungsfrei, wenn er oder seine Beauftragten die versi-
cherte Person durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Regelung hingewiesen hat

VIII. Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie 
1. Beginn des Versicherungsschut-
zes

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt.

2. Fälligkeit der Erst- oder 
Einmalprämie

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüg-
lich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungs-
beginns zu zahlen. Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist 
die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. Weicht der Versicherungs-
schein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder 
einmalige Prämie frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. Bei Ver-
einbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als erste Prämie.

3. Rücktrittsrecht des Versicherers 
bei Zahlungsverzug

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt ge-
zahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. Der 
Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Leistungsfreiheit des 
Versicherers

Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgeben-
den Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet,  wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat.

IX. Folgeprämie
1. Fälligkeit a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Prämien-
rechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu  verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündi-
gungsrecht nach Mahnung

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie 
auf dessen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zah-
lungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). 
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und 
Kündigungsrecht - aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.
b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen 
oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Bestimmung der 
Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungs-
nehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.

4. Zahlung der Prämie 
nach Kündigung

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kün-
digung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b) bleibt 
unberührt.

X. Dauer und Ende des Vertrages
1. Dauer Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, 
wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen 
Verträgen

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf des dritten oder je-
des darauffolgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer 
gekündigt werden. Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des 
jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Fehlendes versichertes Interes-
se (Veräußerung des versicherten 
Fahrrades)

Veräußert der Versicherungsnehmer das versicherte Fahrrad, endet der Versicherungsvertrag zu die-
sem Zeitpunkt.
Sind mehrere Fahrräder über diesen Vertrag versichert, endet der Versicherungsschutz nur für die 
Fahrräder, die veräußert wurden.

5. Tod des Versicherungsnehmers Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntniser-
langung des Versicherers von diesem Umstand, spätestens jedoch zwei Monate nach dem Tod, wenn 
nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die Fortführung des Versicherungsverhältnisses unter Benen-
nung des künftigen Versicherungsnehmers erklärt.



5

6. Weiterführung des Vertrages 
nach einem Diebstahl oder Total-
schaden

Nach der Entschädigungsleistung im Falle eines Diebstahls läuft der Vertrag mit dem neu erworbenen 
Fahrrad weiter.
Der Versicherungsnehmer teilt die erforderlichen Daten des neuen Fahrrades unverzüglich dem Versi-
cherer mit. Die Prämie berechnet sich nach dem dann gültigen Tarif für das neue Fahrrad.
Die Kündigungsmöglichkeit nach einem Versicherungsfall bleibt hiervon unberührt.

7. Kündigung nach dem Eintritt 
eines Versicherungsfalles

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen.
Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen 
Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein. Kündigt der Versiche-
rungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam.

Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. Eine Kündigung des 
Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

XI. Lastschriftverfahren
1. Pflichten des Versicherungsneh-
mers

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsneh-
mer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem 
Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, die Lastschrift-
vereinbarung in Textform zu kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln.
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können 
dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

XII. Form der Erklärungen des Versicherungsnehmers
Sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers sind – soweit nicht gesondert gere-
gelt – in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) an den Versicherer zu richten.

XIII. Beitragsanpassung
1. Der Versicherer ist berechtigt, seine Tarife für die Vollkaskoversicherung Fahrrad/E-Bike mit soforti-
ger Wirkung für die bestehenden Versicherungsverträge der Schaden- und Kostenentwicklung anzu-
passen, um das bei Vertragsabschluss vereinbarte Verhältnis von Leistung (Gewährung von Versiche-
rungsschutz) und Gegenleistung (Zahlung der Versicherungsprämie) wiederherzustellen. Dabei hat der 
Versicherer die anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik und der Versicherungstechnik 
zu berücksichtigen.

2. Sofern sich eine Anpassung nach Nr. 1 ergibt, kann damit eine Verminderung oder eine Erhöhung 
eines Tarifes verbunden sein.
Bei einer Erhöhung darf die Anpassung nur bis zur Höhe der Tarifprämie im Neugeschäft für vergleich-
baren Versicherungsschutz erfolgen.

3. Die sich ergebenden Änderungen aus einer Anpassung nach Nr. 1 werden mit Beginn der nächsten 
Versicherungsperiode wirksam. Sofern die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart ist, gilt als 
Zeitpunkt die jeweilige Hauptfälligkeit.

4. Die sich aus einer Anpassung nach Nr. 1 ergebende Prämienerhöhung wird der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilen. Der 
Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Mitteilung der 
Prämienerhöhung mit Wirkung frühestens zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Prämienerhöhung 
kündigen oder die Umstellung des Vertrages auf Neugeschäftstarif und Neugeschäftsbedingungen ver-
langen.

XIV. Schlussbestimmung
1. Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen 
Vorschriften. Mündliche Vereinbarungen sind ungültig.

2. Die Ansprüche aus dem Vertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung ist nach Anmeldung eines 
Anspruchs bis zum Zugang der Entscheidung des Versicherers in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) gehemmt.

3. Klagen gegen den Versicherer sind am Gericht seines Sitzes, gegen den Versicherungsnehmer an 
dessen Wohnsitz, zu erheben. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung ist auch das Gericht am Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständig.

4. Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Teil B 
Allgemeine Versicherungsbedingungen zum ROLAND Fahrrad-Schutzbrief für die GVO Gegenseitigkeit Versicherung Oldenburg VVaG  

- Stand 01.05.2021 –

Voraussetzung für den Versicherungsschutz:
Der Einschluss dieser Bedingungen zum ROLAND Fahrrad-Schutzbrief gilt nur als versichert, sofern dieser für das Fahrrad/E-Bike bzw. die 
Fahrräder/E-Bikes ausdrücklich vereinbart wurde. Der Einschluss der Leistung ist - sofern beantragt - im Versicherungsschein oder im Nachtrag 
zum Versicherungsschein aufgeführt.

Inhaltsverzeichnis 
Wer ist Versicherer und was leistet der Schutzbrief?  
§ 1 Versicherer 
§ 2 ROLAND 24-Stunden-Service für den GVO Fahrrad-Schutzbrief 
Wann ist eine Leistungspflicht gegeben, wer ist an welchem Ort 
versichert? 
§ 3 Versicherungsfall; versicherte Personen; versicherte Fahrräder 
§ 4 Geltungsbereich  
Wie hilft der Schutzbrief? 
§ 5 Versicherte Leistungen des GVO Fahrrad-Schutzbrief 
Der Schutzbrief hilft nach Panne oder Unfall mit Organisation von 
Serviceleistungen und Kostenersatz: - 24-Stunden Service 
- Pannenhilfe 
- Abschleppen 
- Bergung 
- Weiter- oder Rückfahrt 
- Ersatzfahrrad 
- Übernachtungskosten 
- Fahrrad-Rücktransport 
- Fahrrad-Verschrottung 
- Notfall-Bargeld 

Was ist sonst bei dem Schutzbrief zu beachten? 
§ 6 Begriffe 
§ 7 Kenntnis und Verhalten der versicherten Person 
§ 8 Ausschlüsse und Leistungskürzungen 
§ 9 Obliegenheiten nach Schadeneintritt 
§ 10 Beginn, des Versicherungsschutzes 
§ 11 Dauer und Ende des Versicherungsschutzes 
§ 12 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen  
§ 13 Gesetzliche Verjährung  
§ 14 Zuständiges Gericht 
§ 15 Anzuwendendes Recht 
§ 16 Verpflichtungen Dritter

§ 1 Versicherer  Versicherungsunternehmen ist die ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG; Postanschrift: 50664 Köln; 
Hausanschrift: Deutz-Kalker Straße 46, 50679 Köln (Fax: 0221/8277-560; Mail: service@ROLAND-
schutzbrief.de) im Folgenden „ROLAND“ oder „der Versicherer“ genannt.  

§ 2 ROLAND 24-Stunden-Service 
für den GVO Fahrrad-Schutzbrief 

1. ROLAND möchte, dass die versicherte Person in einem Notfall schnelle Hilfe erhält. Daher ist Vo-
raussetzung für den versicherten Anspruch auf die Leistungen nach § 3, dass die Organisation der 
Hilfeleistung durch ROLAND erfolgt. 
ROLAND ist erreichbar über die Telefonnummer 0441 92 36-130 oder aus dem Ausland:  Landesvor-
wahl von Deutschland und 441 92 36-130. 
ROLAND ist „rund um die Uhr“ für die versicherte Person erreichbar. ROLAND hilft ihr sofort weiter. 
ROLAND unterstützt die versicherte Person auch bei technischen Problemen mit dem versicherten 
Fahrrad durch Information über die nächstgelegene Fahrrad-Werkstatt. 

2. Ruft die versicherte Person im Schadenfall nicht das Notfall-Telefon an, so ist ROLAND nur zur 
Übernahme von Kosten in der Höhe verpflichtet, wie sie für selbst organisierte Leistungen versichert 
sind. Es sei denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Beruht 
das Unterlassen auf grober Fahrlässigkeit, kann ROLAND den Umfang des Versicherungsschutzes in 
einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit hat die versicherte Person zu beweisen.   
Bei grob fahrlässiger Verletzung bleibt ROLAND zur Kostenübernahme verpflichtet, wenn die versi-
cherte Person nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des Versicherungsfalles noch für den 
Umfang der Leistung von ROLAND ursächlich war. 

§ 3 Versicherungsfall; versicherte 
Personen; versicherte Fahrräder 

1. Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn 
a) die Voraussetzungen für die Erhebung des Anspruchs auf Beistandsleistungen des Versicherers 
gemäß §5 gegeben sind und 
b) der Anspruch auf Beistandsleistungen durch eine versicherte Person oder eine von ihr beauftragte 
Person beim Notfall-Telefon tatsächlich geltend gemacht wird. 
Werden in den Fällen des § 5, Ziffern 1.2 oder 2.1 Ansprüche auf die Übernahme von Kosten für Bei-
standsleistungen geltend gemacht, ohne dass der Versicherer vor Beauftragung dieser Leistungen 
informiert wurde, so bestimmt sich der Umfang der versicherten Leistung auf die hierfür in den vorge-
nannten Regelungen gesondert definierten Leistungsgrenzen.  

2. Versicherte Person ist jeder berechtigte Nutzer eines bei der GVO Gegenseitigkeit Versicherung Ol-
denburg VVaG mit dem Fahrrad-Schutzbrief als Bestandteil der Fahrrad-Kasko-Deckung zur Hausrat-
Versicherung versicherten Fahrrades, welches durch die GVO Gegenseitigkeit Versicherung Olden-
burg VVaG in den Gruppenvertrag einbezogen wurde. 

3. Versichertes Fahrrad ist jedes Fahrrad, für das Versicherungsschutz im Rahmen des Fahrrad-
Schutzbriefs als Bestandteil der Fahrrad-Kasko-Deckung zur Hausrat-Versicherung bei der GVO Ge-
genseitigkeit Versicherung Oldenburg VVaG besteht, sofern es weder gewerblich genutzt noch versi-
cherungs- oder zulassungspflichtig ist. Ebenfalls versichert sind mitgeführte Fahrrad-Anhänger, sofern 
diese nicht gewerblich genutzt werden.  

§ 4 Geltungsbereich Versicherungsschutz besteht für Schadenfälle innerhalb des geografischen Europas, den Anlieger-
staaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln, Madeira und den Azoren. Die Erbringung der 
Assistance- und Versicherungsleistungen erfolgt in den einzelnen Ländern entsprechend der lokalen 
Verfügbarkeit und den örtlichen Gegebenheiten. 

§ 5 Versicherte Leistungen des 
GVO Fahrrad-Schutzbrief 

Nach einem Schadenfall unterstützt ROLAND die versicherte Person mit aktiver Hilfe und übernimmt 
die nachfolgenden Leistungen, um die versicherte Person schnellstmöglich wieder mobil zu machen. 
Die Leistungen sind versichert, wenn das versicherte Fahrrad infolge einer Panne oder eines Unfalls 
nicht mehr fahrbereit ist.  
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1. Bereits ab Wohnort der versicherten Person erbringt ROLAND folgende Leistungen: 

1.1 24-Stunden Service ROLAND unterstützt die versicherte Person auch bei technischen Problemen mit Ihrem Fahrrad bei 
Anruf unserer 24- Stunden Hotline durch Information über die nächstgelegene Fahrrad Werkstatt. 

1.2 Pannenhilfe  Sofern in der Nähe des Schadenortes eine qualifizierte mobile Pannenhilfe verfügbar ist und diese 
Leistung in zumutbarer Zeit nach Schadenmeldung angeboten werden kann, sorgt ROLAND für den 
Einsatz dieser mobilen Pannenhilfe am Leistungsort und übernimmt die hierdurch entstehenden Kos-
ten. Kosten für Ersatzteile übernimmt ROLAND nicht. 
Organisiert sich die versicherte Person diese Hilfeleistung selbst, übernimmt ROLAND Kosten bis 
50,00 Euro. 

Leistungen ab einer Entfernung von 10 km von Ihrem Wohnort  
Abschleppen  Kann das versicherte Fahrrad an der Schadenstelle oder dem Leistungsort nicht wieder fahrbereit 

gemacht werden, sorgt ROLAND für das Abschleppen des Fahrrades einschließlich Gepäck bis zur 
nächsten geeigneten Fahrrad-Werkstatt und übernimmt die hierdurch entstehenden Kosten in unbe-
grenzter Höhe. Liegt der Wohnort näher als die nächste geeignete Fahrrad Werkstatt, erfolgt das Ab-
schleppen bis zum Wohnsitz.  
Ist ein von der versicherten Person gewünschter Zielort näher gelegen oder in gleicher Entfernung 
erreichbar, so kann der Abtransport nach einvernehmlicher Abstimmung mit der versicherten Person 
anstelle des Abschleppens zur Fahrrad-Werkstatt bzw. zum Wohnsitz auch dorthin erfolgen. 
Für nicht von ROLAND organisiertes Abschleppen erstattet ROLAND die Kosten bis zu einem Höchst-
betrag von 150 €. Zusätzlich übernimmt ROLAND die Kosten für den separaten Transport von Gepäck 
und Ladung bis zu 200 €, wenn ein Transport zusammen mit dem Fahrrad nicht möglich ist. 

Bergung Ist das versicherte Fahrrad nach einem Unfall von der Straße oder einem öffentlich befahrbaren Fahr-
radweg abgekommen, sorgt ROLAND für seine Bergung und/oder Abtransport einschließlich Gepäck 
und übernimmt die hierdurch entstehenden Kosten bis zu 2.000 €.  
Sofern die Bergung behördlich angewiesen ist, übernimmt ROLAND die entstehenden Kosten in voller 
Höhe.  
Die nachfolgend beschriebenen Leistungen erbringt ROLAND auch, wenn der versicherten Person auf 
einer Reise das Fahrrad gestohlen wurde und dieser Diebstahl polizeilich gemeldet wurde. 

Weiter- oder Rückfahrt ROLAND organisiert die Weiterfahrt zum ständigen Wohnsitz im Inland oder zum Zielort der versi-
cherten Person. Selbstverständlich gilt dies auch für die Rückfahrt vom Zielort zum Wohnsitz der ver-
sicherten Person sowie die Abholung des wieder fahrbereiten Fahrrades vom Schadenort. ROLAND 
übernimmt hierbei entstehende Kosten bis zur Höhe von 500 € für die  
a) Fahrt vom Schadenort zum Wohnsitz oder für die Fahrt vom Schadenort zum Zielort, 
b) die Rückfahrt vom Zielort zum Wohnsitz, 
c) die Fahrt zum Schadenort für eine Person, wenn das wieder fahrbereite Fahrrad dort abgeholt wer-
den soll.  

Ersatzfahrrad ROLAND vermittelt der versicherten Person ein Ersatzfahrrad und übernimmt die Kosten für die An-
mietung bis zur Wiederherstellung der Fahrbereitschaft oder bis zum Wiederauffinden des gestohlenen 
Fahrrads, sofern es in einem fahrbereiten Zustand ist. ROLAND zahlt dabei für längstens 7 (sieben) 
Tage maximal 50 € je Tag.  
Nimmt die versicherte Person die Leistungen Weiter- und Rückfahrt (§5 Ziffer 2.3.) in Anspruch, über-
nimmt ROLAND keine Ersatzfahrradkosten.

Übernachtungskosten ROLAND reserviert auf Wunsch eine Übernachtungsmöglichkeit im nächstgelegenen Hotel und über-
nimmt die Übernachtungskosten für höchstens fünf Nächte bis zu dem Tag, an dem das versicherte 
Fahrrad wiederhergestellt wurde. ROLAND erstattet bis zu 80 € je Übernachtung. 
Nimmt die versicherte Person die Leistung Weiter- und Rückfahrt (§5 Ziffer 2.3.) in Anspruch, über-
nimmt ROLAND die Übernachtungskosten nur für eine Nacht. 

Fahrrad-Rücktransport Kann das versicherte Fahrrad am Schadenort oder in dessen Nähe nicht innerhalb von drei Werktagen 
fahrbereit gemacht werden und übersteigen die voraussichtlichen Reparaturkosten nicht den Betrag, 
der am Schadentag in Deutschland für ein gleichwertiges gebrauchtes Fahrrad aufgewendet werden 
muss, sorgt ROLAND für den Transport des versicherten Fahrrads zu einer Werkstatt an einem an-
deren Ort. ROLAND übernimmt die hierdurch entstehenden Kosten bis zur Höhe der Kosten für einen 
Rücktransport an den ständigen Wohnsitz im Inland der versicherten Person. Diese Leistung erbringt 
ROLAND auch, wenn das versicherte Fahrrad nach einem Diebstahl wiederaufgefunden wird. 
Wird vor dem Rücktransport festgestellt, dass ein zum versichertem Fahrrad (E-Bike, Pedelec oder 
ähnliches) gehörender Akku beschädigt ist oder so beschädigt sein könnte, dass ein Transport nur als 
Gefahrgut zulässig ist, leistet ROLAND nur für den Rücktransport des Fahrrades ohne Akku.  

Fahrrad-Verschrottung Muss das versicherte Fahrrad im europäischen Ausland verzollt oder verschrottet werden, übernimmt 
ROLAND die Erledigung und die Kosten hierfür sowie die Kosten des Transportes vom Schadenort 
zum Einstellort.  
Aus der Verschrottung anfallende Resterträge werden an die versicherte Person ausbezahlt. Gepäck 
lässt ROLAND zu Ihrem Wohnsitz transportieren, wenn ein Transport zusammen mit dem gewählten 
Heimreisemittel nicht möglich ist. Die Kosten des Transportes übernimmt ROLAND bis zum Wert der 
Bahnfracht.   

Eine Verzollung oder Verschrottung erfolgt nicht, wenn gesetzliche Bestimmungen dem entgegenste-
hen. 

Notfall-Bargeld Gerät die versicherte Person auf einer Reise im Ausland durch den Verlust von Zahlungsmitteln in eine 
finanzielle Notlage, stellt ROLAND den Kontakt zur Hausbank der versicherten Person her und vermit-
telt eine schnelle Auszahlung von Bargeld am Reiseort der versicherten Person. 
Ist dies nicht binnen 24 Stunden nach dem auf die Schadenmeldung folgenden Werktag möglich, stellt 
ROLAND der versicherten Person ein zinsloses Darlehen von bis zu 1.500 € je Schadenfall zur Verfü-
gung und trägt die Kosten für Überweisung und Auszahlung bis zu 100 €. 
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§ 6 Begriffe a) Ausland sind alle Länder des Geltungsbereiches außer Deutschland. Als Ausland gilt nicht das 
Staatsgebiet, in dem Sie oder die mitversicherte Person einen Wohnsitz haben oder ständiger Berufs-
ausübung nachgehen. 

b) Leistungsort ist eine Stelle am oder in der Nähe des Schadenortes, die mit dem Abschleppfahrzeug 
nach Straßenverkehrsordnung in zulässiger Weise und verkehrstechnisch möglich erreichbar ist. 

c) Panne ist eine Störung (Betriebs-, Brems- oder Bruchschaden) am versicherten Fahrrad, aufgrund 
derer der Fahrtantritt oder eine Weiterfahrt nicht mehr möglich ist. Keine Pannen sind  
- entladene oder entwendete Akkus oder  
- fehlender Reifendruck, wenn dieser wiederum durch Gebrauch einer Luftpumpe behoben werden 
kann oder 
- ein nach Straßenverkehrsordnung unzulässiger Zustand des Fahrrades, wenn dies zu einer Untersa-
gung der Weiterfahrt oder zu einer Situation führt, in der aufgrund des Hinzutretens weiterer von außen 
eintretender Umstände die Weiterfahrt unmöglich gemacht wird  

d) Pannenhilfe ist eine Wiederherstellung der Fahrbereitschaft am Schaden- bzw. Leistungsort, die mit 
den durch das Pannenhilfsfahrzeug üblicherweise mitgeführten Kleinteilen erfolgen kann. Nicht versi-
chert sind Verschleißteile und diejenigen Ersatzteile, die speziell im Schadenfall für diese Hilfeleistung 
angefordert wurden. 

e) Unfall ist beim Ausfall des Fahrrades jedes Ereignis, das unmittelbar von außen mit mechanischer 
Gewalt auf das versicherte Fahrrad einwirkt, infolge dessen das Fahrrad nicht mehr fahrbereit ist. 

f) Reise ist jede Abwesenheit vom ständigen Wohnsitz. 

g) Sie sind die versicherte Person. 

h) Ständiger Wohnsitz ist der Ort in Deutschland, an dem die versicherte Person polizeilich gemeldet 
ist und sich überwiegend aufhält. 

§ 7 Kenntnis und Verhalten der 
versicherten Person 

Für den GVO Fahrrad-Schutzbrief können die Kenntnis oder das Verhalten der versicherten Person 
berücksichtigt werden, wenn nach den Versicherungsbedingungen oder den gesetzlichen Vorschriften 
die Kenntnis oder das Verhalten der versicherten Person von Bedeutung sind (§ 47 VVG). 

§ 8 Ausschlüsse und Leistungs-
kürzungen 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt: 

a) ROLAND erbringt keine Leistungen, wenn das Ereignis  
aa) durch Krieg, innere Unruhen, terroristische Handlungen, Anordnungen staatlicher Stellen oder 
Kernenergie verursacht wurde. ROLAND hilft jedoch, soweit möglich, wenn die versicherte Person 
von einem dieser Ereignisse überrascht worden sind, innerhalb der ersten 14 Tage seit erstmaligem 
Auftreten, 
bb) von der versicherten Person vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde. 
b) Außerdem leistet ROLAND nicht, 
aa) wenn die versicherte Person bei Eintritt des Schadens zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt 
war. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur für diejenigen versicher-
ten Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. 
Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist ROLAND berechtigt, die 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen.  
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war, 
bb) wenn die versicherte Person mit dem Fahrrad bei Schadeneintritt an einem Radrennen, einer da-
zugehörigen Übungsfahrt oder einer Geschicklichkeitsprüfung teilgenommen hat, sofern diese Veran-
staltungen bzw. Fahrten auf zu diesem Zweck, auch nur zeitweise, abgesperrten Strecken stattfinden, 
a) wenn die versicherte Person bei Eintritt des Schadens das Fahrrad zur gewerbsmäßigen Vermietung 
verwendet haben, 
b) wenn Ein- oder Ausfuhrbeschränkungen oder sonstige gesetzliche Bestimmungen der Er-bringung 
unserer Dienstleistung entgegenstehen, ee) für den Transport eines am versicherten Fahrrad befindli-
chen Akkus, wenn dieser durch das versicherte Schadenereignis beschädigt wurde. 
c) Hat die versicherte Person aufgrund der Leistungen durch ROLAND Kosten erspart, die die versi-
cherte Person ohne den Schadeneintritt hätten aufwenden müssen, kann ROLAND die Leistung um 
einen Betrag in Höhe dieser Kosten kürzen. 
d) Bei vorsätzlicher Verletzung einer Obliegenheit gemäß Absätzen a) bb) sowie b) aa) bis b) cc) be-
steht kein Versicherungsschutz. Wird eine dieser Obliegenheiten grob fahrlässig verletzt, ist ROLAND 
berechtigt, die Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen. Weist die versicherte Person nach, dass sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang, der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 
Das gilt nicht, wenn die versicherte Person die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
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§ 9 Obliegenheiten nach Schaden-
eintritt 

1. Die versicherte Person hat nach Eintritt des Schadens  
a) ROLAND den Schaden unverzüglich – über die Notrufzentrale des GVO Fahrrad-Schutzbriefes – 
anzuzeigen.   
Die Notrufzentrale ist erreichbar über die Telefonnummer 0441 92 36-130 oder   aus dem Ausland: 
Landesvorwahl von Deutschland und 441 92 36-130. 
ROLAND ist „rund um die Uhr“ für die versicherte Person erreichbar. 
b) sich mit ROLAND darüber abstimmen, ob und welche Leistungen erbracht werden, 
c) den Schaden so gering wie möglich zu halten und die Weisungen von ROLAND zu beachten, 
d) ROLAND jede zumutbare Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Um-
fang seiner Entschädigungspflicht gestatten sowie Originalbelege zum Nachweis der Schadenhöhe 
vorlegen und gegebenenfalls die behandelnden Ärzte von ihrer Schweigepflicht entbinden, 
e) ROLAND bei der Geltendmachung der aufgrund unserer Leistungen auf uns übergegangenen An-
sprüche gegenüber Dritten zu unterstützen und uns die hierfür benötigten Unterlagen auszuhändigen. 

2. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt: 
Wird eine dieser Obliegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert die versicherte Person den Versicherungs-
schutz. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist ROLAND berechtigt, ihre Leistung in einem 
der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen Weist die versicherte Person 
nach, dass die Obliegenheiten nicht grob fahrlässig verletzt wurden, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang, der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt 
nicht, wenn die versicherte Person die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Bei vorsätzlicher Verletzung behält die versicherte Person in diesen Fällen den Versicherungsschutz 
insoweit nur, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die Interessen des Versicherers ernsthaft zu be-
einträchtigen, oder wenn die versicherte Person kein erhebliches Verschulden trifft. 

3. Geldbeträge, die ROLAND für die versicherte Person verauslagt oder ihr nur als Darlehen gegeben 
hat, muss die versicherte Person unverzüglich nach deren Erstattung durch Dritte, spätestens jedoch 
innerhalb eines Monats nach Auszahlung an ROLAND zurückzahlen. 

§ 10 Beginn des Versicherungs-
schutzes 

Für die versicherte Person beginnt der Versicherungsschutz mit dem von der GVO Gegenseitigkeit 
Versicherung Oldenburg VVaG schriftlich mitgeteilten Anmeldedatum bei ROLAND. 
Eine Annahmeerklärung und/oder eine Versicherungsbestätigung werden der versicherten Person 
von ROLAND nicht ausgestellt.  

§ 11 Dauer und Ende des Versiche-
rungsschutzes 

1. Für die versicherte Person endet der Versicherungsschutz mit dem von der GVO Gegenseitigkeit 
Versicherung Oldenburg VVaG schriftlich mitgeteilten Abmeldedatum bei ROLAND. Eine Mitteilung 
gegenüber der versicherten Person erfolgt durch ROLAND nicht. 

2. Wird der Gruppenversicherungsvertrag zwischen ROLAND und der GVO Gegenseitigkeit Versiche-
rung Oldenburg VVaG beendet, endet auch der Versicherungsschutz für die versicherte Person zum 
Ende der vereinbarten Vertragslaufzeit. 

§ 12 Anzeigen, Willenserklärungen, 
Anschriftenänderungen 

a) Alle für ROLAND bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung oder an die 
im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerich-
tet werden. Für die Meldung von Schadenfällen steht der versicherten Person gemäß § 2 der telefoni-
sche 24-Stunden-Service zur Verfügung. 

b) Hat die versicherte Person ROLAND eine Änderung Ihrer Anschrift oder eine Namensänderung nicht 
mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen.  

§ 13 Gesetzliche Verjährung a) Die Ansprüche aus dem GVO Fahrrad-Schutzbrief verjähren nach Ablauf von drei Jahren. Die Frist-
berechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

b) Hat die versicherte Person einen Anspruch beim Versicherer angemeldet, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform zugeht. 

§ 14 Zuständiges Gericht 1. Für Klagen gegen ROLAND bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Firmensitz der 
ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG. Ist die versicherte Person eine natürliche Person, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk sie zurzeit der Klageerhebung ihren Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

2. Für Klagen von ROLAND gegen eine versicherte, natürliche Person ist das Gericht zuständig, das 
für den Wohnsitz der versicherten Person oder, in Ermangelung eines solchen, für den Ort ihres ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist die versicherte Person eine juristische Person, bestimmt sich 
das zuständige Gericht auch nach ihrem Sitz oder ihrer Niederlassung. Das gleiche gilt, wenn die ver-
sicherte Person eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

3. Ist der Wohnsitz der versicherten Person oder ihr gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz von ROLAND. 

§ 15 Anzuwendendes Recht Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

§ 16 Verpflichtungen Dritter a) Soweit im Schadenfall ein Dritter leistungspflichtig ist oder eine Entschädigung aus anderen Versi-
cherungsverträgen beansprucht werden kann, gehen diese Leistungsverpflichtungen vor.  

b) Hat die versicherte Person aufgrund desselben Schadenfalles auch Erstattungsansprüche gleichen 
Inhaltes gegen Dritte, kann sie insgesamt keine Entschädigung verlangen, die ihren Gesamtschaden 
übersteigt. 

c) Soweit die versicherte Person aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung beanspruchen 
kann, steht es ihr frei, welchem Versicherer sie den Schadenfall meldet. Meldet sie den Schaden bei 
ROLAND, wird ROLAND im Rahmen dieses Schutzbriefes in Vorleistung treten. 
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Informationen zum Datenschutz der ROLAND Versicherungsgesellschaften 
Das Thema „Datenschutz“ ist uns sehr wichtig. Daher informieren wir Sie im Folgenden darüber, wie wir Ihre personenbezogenen Daten verar-
beiten und welche Rechte Sie in diesem Zusammenhang haben: 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Je nachdem, ob Ihr Versicherungsschutz durch die ROLAND Rechtsschutz-Versicherung oder die ROLAND SchutzbriefVersicherung zur Ver-
fügung gestellt wird, ist die verantwortliche Stelle diese Versicherungsgesellschaft: 
 
ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG  
Deutz-Kalker-Str. 46 
50679 Köln 
Telefon: 0221 8277-500 
Fax: 0221 8277-460 
Mail to: service@roland-rechtsschutz.de 
und/oder 
 
ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG 
Deutz-Kalker-Str. 46 
50679 Köln 
Telefon: 0221 8277-377 
Fax: 0221 8277-460 
Mail to: service@roland-schutzbrief.de 

Den Datenschutzbeauftragten für beide Unternehmen erreichen Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf-
tragter – oder per E-Mail unter: datenschutz@roland-ag.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung  (DSGVO), des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten 
durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese 
können Sie im Internet für beide Gesellschaften abrufen unter: www.roland-rechtsschutz.de/datenschutz 
Werden Sie zum Eintritt in den Gruppenversicherungsvertrag angemeldet, benötigen wir die von Ihnen gegenüber Ihrem Vertragspartner 
gemachten Angaben für die Aufnahme in den Vertrag und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt die Aufnahme 
zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Deckungsprüfung im Leistungsfall. Angaben zum 
Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist. 

Die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich.  
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwick-
lung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit einer der genannten ROLAND-Gesellschaft bestehen-
den Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpas-
sung, ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. 
Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Schutzbrief-Schadenfällen) erforderlich sind, 
holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf 
Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.  
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). 
Dies kann insbesondere erforderlich sein: 
- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des ITBetriebs, 
- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, die auf Versiche-
rungsmissbrauch hindeuten können. 
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vor-
gaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung die-
nen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO. 
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetz-
lichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.  

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, 
Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über den Versicherungsfall 
machen kann. 
Vermittler:
Soweit der Gruppenversicherungsvertrag von einem Vermittler betreut wird, verarbeitet der Vermittler die zum Abschluss und zur Durchfüh-
rung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an den betreuenden 
Vermittler, soweit dieser die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungsangelegenheiten benötigt. 
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe: Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte 
Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit Ihnen Versicherungsschutz von einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe zusteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefo-
nischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch 
ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Daten-
verarbeitung teilnehmen. 
Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister.  
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen be-
stehen, können Sie in der jeweils aktuellen Version auf unserer Internetseite unter www.rolandrechtsschutz.de/datenschutz (für beide Gesell-
schaften) entnehmen. 
Weitere Empfänger: 
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung gesetzli-
cher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). 
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Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, wenn sich dies nicht 
nachteilig für Sie im Sinne von Art. 18 Abs. 1 c) DSGVO auswirken kann. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die 
Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei 
oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwä-
schegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren.  

Betroffenenrechte 
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter be-
stimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschi-
nenlesbaren Format zustehen.  

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtiger Interessen, könne Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die geben die Datenverarbeitung sprechen.
Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichts-
behörde zu wenden. Die für uns


